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Es ist keineswegs das Ziel der Gesellschaft,
den Erfinder zu bereichern, sondern
sich an der Erfindung zu bereichern.1

(Kurz, Weltgeschichte des
Erfindungsschutzes)

Alle Systeme, die zum Schutz von Erfindungen entwickelt worden sind,
basieren auf einem Kompromiss zwischen der Wahrung der Interessen der
Allgemeinheit und dem Interesse des Einzelnen.2 Das Interesse der Allge-
meinheit bildet dabei den wesentlichen Rechtfertigungsgrund für die Exis-
tenz eines Patentsystems,3 was durch das Zitat verdeutlicht wird. Das Zitat
weist aber auch auf eine mögliche Kollision beider Interessen hin und auch
darauf, dass es in einem solchen Fall gilt, das Interesse der Allgemeinheit
selbst auf Kosten des Patentinhabers zu sichern. In jüngster Zeit ist das
Interesse der Allgemeinheit zunehmend als nicht mehr hinreichend ge-
wahrt gesehen worden, was Anlass zu Kontroversen über die Patentierung
von Erfindungen in unterschiedlichen Zusammenhängen – besonders aber
im Arzneimittelsektor – bot. Ein Streitpunkt ist beispielsweise der fehlende
Zugang zu bezahlbaren antiretroviralen Medikamenten. Um diesen Zugang
zu ermöglichen, vergab erstmals Brasilien am 7.5.2007 unter Berufung auf
die Doha Erklärung über das Übereinkommen über handelsbezogene
Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums (TRIPS)4 und die öffentliche
Gesundheit (Doha-Erklärung)5 aus dem Jahr 2001 zwei Zwangslizenzen
für Patente für das AIDS-Medikament „Efavirenz“.6 Bereits 1998 – bevor

__________
1 Kurz, S. 240.
2 Vgl. Salamolard, S. 26.
3 Siehe hierzu S. 17 f., 24.
4 Agreement on Trade-related Aspects of Intellectual Property Rights, EGABl. (1994)

L 336, S. 214; BGBl. 1994 II, S. 1730. Siehe hierzu S. 75 f.
5 Ministerial Declaration on the TRIPS Agreement and Public Health, http//www.

wto.org/english/thewto_e/minist_e/min01_e/mindecl_trips_e.pdf (zuletzt abgerufen am
3.3.2008). Siehe hierzu S. 96.

6 GRUR Int. 2007, 551.
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die Doha-Erklärung proklamiert wurde – stellte Brasilien im Rahmen eines
Aktionsprogramms7 gegen AIDS aufgrund des 1996 novellierten brasi-
lianischen Patentgesetzes patentgeschützte antiretrovirale Medikamente
selbst her und verteilte diese kostenlos an die Bevölkerung.8 Hierdurch
geriet Brasilien auf einen Konfrontationskurs mit der Pharmaindustrie und
der amerikanischen Regierung, die beanstandete, dass das brasilianische
Patentgesetz gegen die Verpflichtung aus Art. 27 und 28 TRIPS verstoße,
was am 1.2.2001 die Einsetzung eines Panels, eines Streitbeilegungsorgans
der World Trade Organization (WTO),9 zur Folge hatte.10 Den Streitpar-
teien gelang es jedoch, sich am 5.7.2001 zu einigen. Dieses Beispiel macht
einerseits das Grundproblem eines Schutzsystems deutlich, das sowohl das
Interesse des Patentinhabers – die Interessen der Arzneimittelhersteller an
der Aufrechterhaltung eines effektiven Patentschutzes – und das Interesse
der Allgemeinheit – die Gesundheit der Menschen nicht vom Monopol-
recht Einzelner abhängig zu machen – wahren soll; andererseits weckt es
ein Gespür für die Notwendigkeit, eine Lösung zu finden, die den Patent-
schutz nicht ad absurdum führt aber auch geeignet ist, dem Interesse der
Allgemeinheit zur Durchsetzung zu verhelfen. In diesem ökonomischen
und ethischen Spannungsfeld wird das Instrument der Zwangslizenz als
geeignete Lösung diskutiert.
Der Patentschutz erfolgt durch Erteilung eines auf Zeit befristeten Aus-

schließlichkeitsrechts auf die Erfindung. Dabei enthält das Ausschließlich-
keitsrecht zum einen das Recht, Dritte von der Nutzung auszuschließen
(Ausschlussrecht) und zum anderen das Recht, das Patent durch eigene
Benutzungshandlungen zu verwerten oder Dritten Nutzungsrechte einzu-
räumen (Verwertungsrecht). Das Ausschlussrecht hat für den Patentinhaber
besondere Bedeutung, weil der Inhaber nach der Offenbarung seiner Erfin-
dung vor einer unbeschränkten Nachahmung geschützt wird. Das Verwer-
__________

7 Siehe hierzu Report of the Commission on Intellectual Property Rights, Integrating
Intellectual Property Rights and Development Policy, S. 50, http://www.iprcommis
sion.org (zuletzt abgerufen am 12.3.2007). Die Kommission wurde von der englischen
Regierung beauftragt.

8 http://www.zeit.de/2003/36/Brasilien_Aids?page=2 (zuletzt abgerufen am 17.2.2008).
9 Bei Streitigkeiten über die Interpretation des TRIPS oder seiner Umsetzung ins na-

tionale Recht, können die Mitgliedstaaten die Streitigkeiten vor das Dispute Settlement
Body (DSB) bringen, was für das Streitschlichtungsverfahren innerhalb der WTO zustän-
dig ist. Aufgabe des DSB ist es u.a. ein Panel einzuberufen. Siehe ausführlich zum
Streitbeilegungsverfahren der WTO Reusch, Die Legitimation des WTO-Streitbeile-
gungsverfahrens, 2007; Letzel, Streitbeilegung im Rahmen der Welthandelsorganisation
(WTO), 1999.

10 http://www.wto.org/english/tratop_e/dispu_e/cases_e/ds224_e.htm (zuletzt abgeru-
fen am 17.2.2008); http://www.aerzteblatt.de/v4/archiv/artikel.asp?src=heft&id=27098
(zuletzt abgerufen am 17.2.2008); Heinen, S. 12; Mullin, ILSA J. Int’l & Comp. L 2002,
185 (194 f.).
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tungsrecht ermöglicht dagegen die Amortisierung der getätigten Aufwen-
dungen.
Ein wirkungsvoller Patentschutz ist vor allem im Hinblick auf die ge-

leisteten Investitionen wesentlich. Für die pharmazeutische Industrie gilt
dies im besonderen Maße, weil in diesem Sektor Investitionsrisiken und
Kosten, die unter Umständen mehrere 100 Millionen US-Dollar betragen
können,11 sehr hoch sind und die Gefahr der leichten Kopierfähigkeit be-
steht. Damit Forschungs- und Entwicklungsarbeiten stattfinden können,
müssen Investoren Gelder zur Verfügung stellen. Die Investoren machen
ihre Investitionen aber davon abhängig, dass und in welchem Umfang die
Forschungsergebnisse wirtschaftlich verwertbar sind.12 Ein Großteil der
pharmazeutischen und biotechnologischen Forschung würde nicht stattfin-
den, wenn kein effektiver Patentschutz zur Verfügung stünde.13
Schon um die Mitte des 19. Jahrhunderts stießen Bestrebungen, die den

Patentschutz erweitern und verstärken sollten, auf den Widerstand der sog.
Freihandelsschule.14 In den meisten Staaten Europas kam es zu einer „Anti-
patentbewegung“,15 die vorrangig die Abschaffung des Patentsystems als
Ziel verfolgte.16 Sie degradierte das Patent als „eine faule Frucht am Bau-
me der menschlichen Kultur“.17 Schließlich fanden die Befürworter und
Gegner des Patentsystems während des Patentkongresses von 1873 in dem
Institut der Zwangslizenz einen Kompromiss.18 Die Zwangslizenz zeichnet
sich dadurch aus, dass sie das Ausschlussrecht des Patentinhabers durch
ein staatliches Mitbenutzungsrecht eines Dritten auflöst. Die Zwangslizenz
bildet eine hinreichende Gewähr dafür, dass der Patentschutz in seiner tat-
sächlichen Handhabung auf die ihm im Allgemeininteresse gesetzten Ziele
ausgerichtet bleibt.19 Das während des Patentkongresses erzielte Ergebnis
fasste Kohler mit folgenden Worten zusammen: „Die wirtschaftliche Stel-
__________

11 Haedicke, JuS 2002, 113 (114); Imam, IIC 2006, 245 (249); VFA, http://www.vfa.
de/de/politik/positionen/trips-versorgung.htm (zuletzt abgerufen am 13.02.08); Presse-
mitteilung des BMJ zur Insolvenzfestigkeit von Lizenzverträgen, http://www.bmj.bund.
de/enid/11dbc10e7039d6cf73f321369253c937,875f7a706d635f6964092d0934363036093
a095f7472636964092d0933303334/Pressestelle/Pressemitteilungen_58.html (zuletzt ab-
gerufen am 13.02.08).

12 Liebig, S. 3; Kleine/Klingelhöfer, GRUR 2003, 1.
13 Haedicke, JuS 2002, 113 (114).
14 Kurz, S. 317; Jestaedt, S. 11 Rn. 48; Kraßer, S. 61 f.
15 Kreukenschrijver in: Busse, Einl. Rn. 11; Kurz, S. 320, 350 f.; Report of the Com-

mission on Intellectual Property Rights, Integrating Intellectual Property Rights and
Development Policy, a.a.O. S. 21 f.

16 Andermann, S. 19; Kurz, S. 320 f.; Ulmer, GRUR Ausl. 1966, 253 (254); Heggen,
GRUR 1977, 322 (324).

17 Böhmert, S. 80.
18 Kraßer, S. 63; Kurz, S. 374 f.; Heggen, GRUR 1977, 324 (325 f.).
19 Kraßer, S. 48.


